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Antrag Parlament 10.09.2024

 

Parlamentsbeschluss Nr.  
Laufnummer CMI 7130 
Registraturplan 0-1-8 
Geschäft Klimawirkungsabschätzung - Postulat Grüne (P2403) 
Ressort Umwelt und Liegenschaften 
Protokollauszug • Abteilung Bau 

• Abteilung Präsidiales und Sicherheit 
Beilage • P2403 - Originalvorstoss 

 

Ausgangslage 

 
Am 19.03.2024 haben die Grünen Münsingen ein Postulat mit folgendem Inhalt eingereicht: 
 
Postulat Klimawirkungsabschätzung 
Das Pariser Klimaabkommen fordert eine komplette Dekarbonisierung bis 2050 mit dem Ziel, die Erder-
wärmung auf möglichst 1,5°C und deutlich unter 2°C Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
von 1850 zu begrenzen. Der Erhalt der Biodiversität ist eine elementare Voraussetzung für Erfolge beim 
Klimaschutz und bei der Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Gesunde Ökosysteme speichern 
enorme Mengen an Treibhausgasen und mildern die Folgen von extremen Wetterereignissen. Sie tragen 
dazu bei, dass auch zukünftig wichtige Ökosystemleistungen wie sauberes Wasser oder frische Luft für 
alle Menschen zur Verfügung stehen. 
Die Schweiz, der Kanton und die Gemeinde haben dazu Klimaziele formuliert. Um die Ziele zu erreichen 
und die Bevölkerung vor den Auswirkungen des Klimawandels zu schützen, muss in allen klimarelevan-
ten Bereichen die C0 2 Emission, die Auswirkungen auf die Artenvielfalt und die Auswirkungen in Bezug 
auf die Folgen des Klimawandels (Hitze, Starkniederschläge etc.) analysiert, kommuniziert und reduziert 
werden. Gerade die Parlamentarier*innen sind hier gefordert, neue Massnahmen zum Klimaschutz an-
zudenken. Doch um im Gemeinderat und Parlament konkrete Massnahmen im richtigen Bereich in die 
Wege zu leiten und gute Entscheide treffen zu können, bedarf es ein transparentes Bewusstsein und so-
mit ein Verständnis für die Klimaschädlichkeit der Geschäfte. Nur wer einschätzen kann, wie stark ein 
verabschiedetes Geschäft die Umwelt belastet und somit den Klimawandel antreibt, anstatt ihn einzu-
dämmen, kann notwendige Änderungen erarbeiten und in Zukunft neue Wege und Lösungen finden. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat prüft, wie die Klimawirkung (respektive die Klimafolgen) von Gemeinderats- und Parla-
mentsgeschäften für die Entscheidungsträger*innen sichtbar gemacht werden kann. 
 

Sachverhalt 

 
Klimaschutz ist eine Querschnittsaufgabe, die grundsätzlich sämtliche Abteilungen und Gemeindebe-
triebe betrifft. Die Postulanten bemerken zurecht, dass es zur Erreichung der Klimaziele ein breites Be-
wusstsein sowohl in der Politik als auch in der Verwaltung braucht. Klima- und allgemein Umweltwirkun-
gen sollten bei jedem Gemeinderats- und Parlamentsgeschäft so selbstverständlich mitgedacht werden, 
wie die finanziellen Auswirkungen. 
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Bei relevanten Geschäften wird analog dem Thema «Finanzen» ein Thema «Klimaauswirkungen» in die 
Antragsvorlagen integriert. Innerhalb dieses Absatzes wird die Wirkung des Geschäfts hinsichtlich der 
Energie und Klima formuliert. Übergeordnet gelten die entsprechenden Leitbilder. 
 
Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass diese Einschätzung in den allermeisten Fällen qualitativer Natur 
hinsichtlich der Ökologie sein wird. Somit handelt es sich nicht um eine umfassende Nachhaltigkeitsbe-
wertung.  
 

Erwägungen 

 
Die Leitsätze und Vorgaben aller bereits vorhandenen Instrumente (die ja auch Umwelt- und Klimawir-
kungen umfassen) müssen heute schon bei relevanten Entscheidungen berücksichtigt werden: 
 
Im Leitbild Energie steht: 
«Die Energieleitsätze werden bei energie- oder mobilitätsrelevanten Entscheidungen […] beachtet.» 
 
Im Leitbild Natur und Umwelt steht: 
«Die Leitsätze […] werden bei umweltrelevanten Entscheidungen […] beachtet.» 
 
In der «Weisung Gebäude- und Materialstandard» steht: 
«[Die Gemeinde] beschafft grundsätzlich ökologische Produkte […] und beachtet dabei Labels und Zerti-
fikate.» 
 
Der Energiestadtkatalog sieht im Bereich «Interne Organisation» vor: 

• Eine klare Verantwortlichkeit und klare Abläufe 

• Eine Sensibilisierung der Gemeindemitarbeitenden 
 
Die Aufnahme eines Absatzes «Klimaauswirkungen» in die Antragsvorlagen für den Gemeinderat sowie 
das Parlament stellt eine wirkungsvolle Sensibilisierungsmassnahme dar und macht deutlich, dass Um-
weltschutz in der Verantwortung von uns allen liegt. Die Vorgabe der Berücksichtigung bestehender In-
strumente bei politischen Entscheidungen findet auf diese Weise einen klaren Rahmen und wird institu-
tionalisiert. 
 

Antrag Gemeinderat 

 
Der Gemeinderat beantragt dem Parlament folgenden 
 

Beschluss: 
Das Postulat «Klimawirkungsabschätzung» der Grünen (P2403) wird erheblich erklärt und als erledigt 
abgeschrieben. 

 
 
 
Für die Richtigkeit: 
 
 
Barbara Werthmüller 
Sekretärin 

   

 


